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Die Belegschaft hat Fragen –
die Geschäftsführung Antworten???

Wird die Geschäftsführung konkre-
te Antworten geben? Oder wird sie
nur offiziell verkünden, was über die
Führungskräfte eh schon alle wis-
sen: der in Zukunft vorgesehene
Zuschnitt der Geschäftsbereiche?
Vor allem die Beschäftigten im Fahr-
zeugbau erwarten konkrete Ant-
worten der Geschäftsführung auf
ihre Fragen:

? Wie viele Entlassungen soll es
noch geben?
? Wann und zu welchem Datum
sollen diese ausgesprochen wer-
den?
? Wie will die Geschäftsführung
den nächsten Sozialplan gestalten
– Höhe der Abfindungen, Transfer-
gesellschaft?

Doch auch die übrigen Beschäftig-
ten wollen wissen:

? wie lange würden ohne Fahr-
zeugbau in Osnabrück noch Verde-
cke produziert und nicht nur entwi-
ckelt?
? Welche Zukunft hätte die Ent-
wicklung von Verdecken ohne Pro-
duktion?
? Was passiert mit der Fertigung
von Betriebsmitteln, Pressteilen und

Vor fast einem Jahr (1. Oktober 2007) der „schwarze Montag“, nun der
„schwarze Donnerstag“ - das Ende für den Fahrzeugbau? Gibt es noch eine
Chance, dass Osnabrück Autostadt bleibt? Die Nerven liegen blank, das
„Betriebsklima“ ist nach vier Jahren Entlassungen und Angst auf dem Tief-
punkt – häufigste Frage: „Wie viel Abfindung gibt es noch?“ Die Beleg-
schaft erwartet Antworten – über die Stillegungs- und Entlassungspläne,
aber auch über die Zukunft des Autostandortes Osnabrück.

18. September 2008:

Rohbaumodulen, wenn sie nicht
verkauft wird - stückweise Schlie-
ßung?
? Warum hat die Geschäftsführung
angesichts der Probleme in der Auf-
tragsfertigung von Gesamtfahrzeu-
gen nicht früher Ersatzarbeitsplät-
ze geschaffen, z.B. mit Elektrofahr-
zeugen?

Weiter Autos aus Osnabrück?
Glaubt noch jemand an einen Auf-
trag für ein Gesamtfahrzeug? Die
Entwicklung der Branche „Auftrags-
fertiger“ (siehe „Ebbe im Überlauf-
becken“) spricht nicht gerade
dafür...
Vor diesem Hintergrund ist eine Zu-
kunft für den Fahrzeugbau wohl nur
noch denkbar über einen Betriebs-
übergang oder eine strategische
Partnerschaft mit einem Autohers-
teller, „der ein eigenes Produkt mit-
bringt“ (W.D. Karmann, Neue Osna-
brücker Zeitung - NOZ, 19.06.2008).

„Auf jeden Fall liege die Sicherung
möglichst vieler Arbeitsplätze bei
Karmann auch im Interesse der Ei-
gentümer“, versicherte Wilhelm
Dietrich Karmann (NOZ,19.06.2008).
Schöne Worte – doch:
? Welchen Auftrag für einen mög-
lichen Verkauf haben die Eigentü-
mer ihren Investmentbanken erteilt
– „Sicherung möglichst vieler Ar-
beitsplätze“ oder Erzielung eines
möglichst hohen Kaufpreises?
? Gibt es keine Interessenten – oder
scheitert bisher ein möglicher Be-
triebsübergang zur „Sicherung
möglichst vieler Arbeitsplätze“ an
den Forderungen der Karmann-Ei-
gentümer?
Auch diese Fragen sollten wir Be-
schäftigten „unseren“ Unterneh-
mern stellen.

Kein Geld für den Sozialplan?
Und eine Illusion sollten wir den Ei-
gentümern ganz schnell nehmen:
dass nämlich mit einem Billig-Sozial-
plan eine Schließung für sie günsti-
ger würde als ein „billiger“ Verkauf.
Über hundert Jahre lang, oft in meh-
reren Generationen, haben Arbeite-
rinnen und Arbeiter, Techniker, In-
genieure und Kaufleute privaten
Reichtum auf den Konten dieser
Damen und Herren angehäuft –laut
manager-magazin (spezial, Oktober
2007) immerhin 0,40 Milliarden Euro.
Jahrzehntelang wurde ein Teil der
Gewinne, die wir als Beschäftigte der
GmbH erarbeitet haben, an die Kar-
mann KG weitergereicht und so
„versteckt.“ Können sie da erwar-
ten, dass wir es kampflos hinneh-
men würden, wenn unsere Arbeits-
plätze plattgemacht und wir dann
noch möglichst billig abgespeist
werden sollten?



Neulich beim Bier unter Kollegen...

Martin: Alles Quatsch, was der Betriebsrat da schreibt:
„Eigentum verpflichtet“! Warum soll Herr Karmann nicht
nach seinem Belieben den Fahrzeugbau schließen kön-
nen, wenn er keine Aufträge mehr bekommt und ihm
ein Verkauf nicht genug einbringt? Würdet Ihr an sei-
ner Stelle nicht auch versuchen, den Betrieb so teuer
wie möglich zu verkaufen und den Sozialplan so billig
wie möglich zu machen? Gehört ihm seine Fabrik oder
gehört sie ihm nicht?
Michael: Sie gehört ihm.
Martin: So. Dieser Tisch zum Beispiel gehört mir. Jetzt
frage ich euch: kann ich mit diesem Tisch machen, was
ich will?
Andreas: Ja, Martin. Mit diesem Tisch kannst Du ma-
chen, was Du willst.
Martin: So. Kann ich ihn zum Beispiel auch kurz und
klein schlagen, wenn ich will?
Antonio: Ja, diesen Tisch kannst Du kurz und klein
schlagen, wenn Du willst.
Martin: Aha! Kann also Herr Karmann mit seiner Fab-
rik, die ihm gehört wie mir mein Tisch, machen, was er
will?
Michael: Nein.
Martin: Wieso nicht?
Michael: Weil er zu seiner Fa-
brik uns Arbeiter braucht.
Martin: Wenn er aber sagt, er
braucht uns jetzt nicht?
Mehmet: Martin, Du weißt
doch selber, wie das ist: er
kann uns einmal brauchen und
einmal nicht brauchen.
Antonio: Richtig.
Mehmet: Wenn er uns
braucht, müssen wir da sein,
und wenn er uns nicht
braucht, dann sind wir eben auch da. Wo sollen wir
hin? Und das weiß er. Er braucht uns nicht immer, aber
wir brauchen ihn immer. Damit rechnet er. Der Herr
Karmann hat doch da seine Maschinen stehen. Das ist
aber unser Handwerkszeug. Wir haben doch sonst kei-
nes. Seine Fabrik gehört ihm, aber wenn er sie zumacht,
nimmt er uns damit unser Handwerkszeug weg.
Martin: Weil ihm unser Handwerkszeug gehört wie mir
mein Tisch.
Antonio: Ja, aber findest Du das denn richtig, dass ihm
unser Handwerkszeug gehört?
Martin (laut): Nein! Aber ob ich es richtig finde oder ob
ich es nicht richtig finde, deswegen gehört es ihm doch.
Es kann ja jemand auch nicht richtig finden, dass mir
mein Tisch gehört.
Andreas: Da sagen wir: es ist ein Unterschied, ob Dir
ein Tisch gehört oder eine Fabrik.
Anna: Ein Tisch kann Dir natürlich gehören, ein Stuhl
auch. Das schadet doch niemand. Wenn Du ihn auf
den Dachboden stellst, was soll das schon schaden?

Aber wenn Dir eine Fabrik gehört, dann kannst Du da-
mit vielen hundert Menschen schaden.
Mehmet: Denn Du hast in Deinem Besitz ihr Handwerks-
zeug und kannst damit die Menschen ausnutzen.
Martin: Ja, also er kann uns ausnutzen. Tut doch nicht,
als wenn ich das noch nicht gemerkt hätte in dreißig
Jahren. Nur eines habe ich nicht bemerkt, nämlich dass
man dagegen etwas hätte machen können.
Antonio: Martin, wir sind also jetzt, was das Eigentum
des Herrn Karmann betrifft, so weit, dass seine Fabrik
ein ganz anderes Eigentum ist als zum Beispiel Dein
Tisch. Er kann sein Eigentum dazu benutzen, um uns
auszunutzen.
Mehmet: Und sein Eigentum hat noch etwas Eigentüm-
liches an sich: ohne dass er uns damit ausnutzt, ist es
für ihn überhaupt nichts wert. Nur solange es unser
Handwerkszeug ist, ist es für Ihn viel wert. Wenn es
nicht mehr unser Produktionsmittel ist, ist es ein Hau-
fen altes Eisen. Er ist also auch auf uns angewiesen mit
seinem Eigentum.
Martin: Gut, aber wie wollt ihr ihm das beweisen, dass

er auf uns angewiesen ist?
Andreas: Denk mal an letztes
Frühjahr – der Streit um ERA!
Wenn einer von uns, zum Bei-
spiel Michael, hinaufgeht zum
Herrn Karmann und sagt: Herr
Karmann, ohne mich ist Ihre
Fabrik ein Haufen altes Eisen,
und Sie können mich also nicht
einfach entlassen, wie es Ihnen
beliebt, dann lacht der Herr Kar-
mann und - schmeißt den
Michael hinaus. Aber wenn wir
alle dastehen und das gleiche

sagen, dann lacht Herr Karmann nicht mehr...



Es ist Krieg, was sonst?

In Afghanistan sterben immer mehr
deutsche Soldaten; erstmals werden
eine afghanische Frau und zwei Kin-
der von einem Bundeswehrposten
erschossen. „Irrtümlich“. Doch füh-
rende deutsche Militaristen haben
nichts Besseres zu tun, als sich zu
streiten, ob dort Krieg stattfindet.
Minister Jung verharmlost den deut-
schen Part zur humanitären Hilfsmis-
sion - Oberst Gertz, Chef des Bun-
deswehrverbandes, nennt das Ver-
schleierung, Deutschland sei in ei-
nem Krieg. Die getöteten Bundes-
wehrsoldaten seien nicht „ums Le-
ben gekommen“, sondern „für
Deutschland gefallen“. Klar, wenn
schon Krieg, dann muss auch die
deutsche Tradition der Heldenvereh-
rung zur Geltung kommen. Wofür
eigentlich lässt Jung in der Haupt-
stadt die neue Gedenkstätte errich-
ten? Für „Einsatzgeschädigte“ oder
für die neue Generation der „im
Dienst Gefallenen“?
Im Oktober steht im Bundestag die
Verlängerung des „Afghanistan-
Mandats“ an. Da will Jung jede De-
batte über einen Abzug der Bundes-
wehr unterbinden. Wer jetzt diese
Diskussion führen wolle, „betreibt
das Geschäft derjenigen, die unse-
re Soldaten gefährden“. Der Taliban
also. Eine wunderbare Logik: Weil
die Taliban die Stimmung der meis-
ten Deutschen gegen den Krieg „klar
registriert“ und deshalb die Bundes-
wehr „gezielt als Anschlagsobjekt
ausgewählt“ hätten, wird jede Dis-
kussion über den Sinn dieses Krie-
ges in die Nähe von Vaterlandsver-
rat gerückt. Derweil verteidigt die
Bundeswehr am Hindukusch die „de-
mokratischen Werte“.
Der Kriegseinsatz soll verlängert und
um eintausend Krieger ausgeweitet
werden, obwohl über 60 Prozent
der Deutschen dagegen sind, ob-
wohl wegen Afghanistan die Frei-

willigenmeldungen um 60 Prozent
zurückgegangen sind und 10 Pro-
zent der Offiziersanwärter der Trup-
pe davon laufen.
Gegen dieses Diktat des Militarismus
richtet sich die Demonstration der
Friedensbewegung in Berlin und
Stuttgart am 20. September.
Oberst Gertz verlangt, die deutsche
Öffentlichkeit „in aller Klarheit“ für
den Krieg einzunehmen, weil sonst
„unsere Gesellschaft nicht versteht,
was wir in Afghanistan wollen“. Ist
es jetzt etwa der Bundeswehrver-
band, der „in aller Klarheit“ darüber
aufklärt, dass das „deutsche Inter-
esse“ dort darin besteht, als „Ge-
stalter und Träger internationaler
Politik“ (Verteidigungspolitische
Richtlinie von 2003) aktiv dabei zu
sein, den strategischen Raum Afgha-
nistan für die Beherrschung des
Nahen und Mittleren Ostens durch
die US-geführte NATO zu sichern?
Deshalb können die USA ja darauf
drängen, „dass die Deutschen sich
am schmutzigen Krieg im Süden
beteiligen, und je mehr die Deut-
schen dem nachgeben, wird das
Töten und Getötetwerden im staat-
lichen Auftrag zum Alltag werden“.
(Süddeutsche Zeitung, 2. 9. 2008)
Nicht genug, dass tausende afgha-
nische Zivilisten den Operationen
von ISAF und OEF zum Opfer gefal-
len sind, tönt Jung in Kabul: „Ich
verstehe unter Krieg etwas ande-
res“, und sagt sein Ministeriums-
sprecher zu den getöteten Soldaten,
der Begriff „gefallen“ sei eindeutig
dem Krieg zuzuordnen, „und so
weit sind wir noch lange nicht“.
(FAZ, 4. 9. 2008)
Wie weit sollen sie diesen Krieg noch
treiben dürfen, der bereits länger
andauert als der zweite Weltkrieg?
An dessen Eskalation ist die Bundes-

wehr mit der Aufstockung ihrer
Truppe, mit dem Einsatz deutscher
„Tornados“ und demnächst der
AWACS-Flugzeuge, mit der Gestel-
lung der schnellen Eingreiftruppe der
NATO, massiv beteiligt.
Über die Beendigung des Krieges,
über den Abzug der Bundeswehr
aus Afghanistan soll jede Diskussi-
on gefälligst aufhören, so wünscht
es der Herr Minister. Er huldigt der
militaristischen Logik, dass der Krieg
dort noch mindestens zehn Jahre
dauern wird und durch intensivere
Kriegführung doch noch zu gewin-
nen ist. Dafür trotten Bundeswehr-
führung und Bundeswehrverband
im Gleichschritt.
Demgegenüber fordert die Friedens-
bewegung den Abzug der Truppen
aus Afghanisten. Nur so, heißt es
treffend im Aufruf zu der Demonst-
ration am 20. September, werde
dem Land eine Chance zu einer fried-
lichen Entwicklung eröffnet. Das
Sterben kann nur aufhören, wenn
der Krieg beendet wird.

Gerd Deumlich

„Bild“ macht mobil

Die „Bild“ hat ihn aufgetrieben:
Markus M. Einen arbeitslosen Fern-
meldetechniker, wie das Schmier-
blatt schreibt. Und der bescheißt den
Staat.

Er ist Hartz-IV-Empfänger. So es ihn
wirklich gibt, kassiert „der Hartz-IV-
Betrüger“ neben den staatlichen
Leistungen auch noch bis zu 1 000
Euro monatlich für Schwarzarbeit.

Er arbeite bei Firmen, die keine un-
angemeldeten Besucher fürchten
müssen, schreibt „Bild“. Welche das
sein sollen, verschweigt das Blatt.
Es geht ja schließlich um die Ge-
schichte des „Hartz-IV-Betrügers“.
Das ist der, der am 20. des Monats
nichts mehr im Kühlschrank hat und
daher schwarz arbeitet. Und der,
nicht der für vier Euro Stundenlohn
arbeiten will. Dagegen macht „Bild“
mobil.

Es ist nicht die erste Kampagne, und
die Ankündigung der Fortsetzung
lässt Übles erahnen: Da kommt
beispielsweise zur Verunglimpfung
der ALG-II-Empfänger „wie dreist die
Klagen“ mancher Hartz-IV-Bezieher
seien noch eine gehörige Portion
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
hinzu, wenn „Enthüllungen“ ange-
sagt werden, wie „Polen auf wun-


